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A n fra g e 

der Abgeordne ten HACHUNZE. 20. ,y1.Yll " e -I~ 7)'(\ C.., l' \1\10 e--(" 

und G·enossen 

an den Herrn Bundeskanzler 

betreffend Schiedsgericht zum österreichisch-deutschen 

Finanz- und Ausgleichsvertrago 

Bei der um Z'loNovember 197'0 abgehaltenen Bundt:-':.;.vers:::.mrn.lung der 

Sudetendeutschen Landsmannschaft berichtete deren Sozial-

referent über Gespräche, die in Bonn "regen einer Er~jei terun.g 

des Abkommens von Bad Kreuznach genJhrt wurden" In der Partei·~ 

. zen trale der SPD habe man ihm erklärt, es sei u.D.rnög1:i. (.~h, mit 

Österreich Verhandlungen zu fUhren, solange die "!:Bi dem Schieds­

gericht anhängige Klage nicht zurückgezogen ,drd. 

Die zW'ischen den damaligen Bundeskanz.lers Dr.Klausu11.d 

Dr.Kiesinger vereinbarte Anrufung des Schiedsgerichtes betrifi~t 

nicht den Finanz- und Ausgleichsvertrag, sondern durch c:hs 

Schiedsgericht soll geklärt werden, ob die Ausschli.eßung der in 

Österreich lebenden Umsiedler und Heimatvertriebenen aus dem 

deutschen Reparationsfolgenschlußgesetz rechtlich haltbar ist 

oder nicht. Zwischen denbeiden Regierungschefs bestand volles 

Einvernehmen über diesen Schritt und es kann daher nicht von 

einem unfreundlichen Akt der Republik Österreich gegenüber 

der Bundesrepublik Deutschland gesprochen werden. 

Durch die Änderung der innerpolitischen Lage sowohl in Österreich 

als auch in der Bundesrepublik besteht sicher die Möglichkeit, 

daß sich die beiden Regierungen darüber einigen, 

gemachten Streit auf andere Weise zu bereinigen. 

den' anhängig 

Die unterzeicm~eten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundeskanzler folgende 

A n fra gen , 

1) Sind Sie der Meinung, daß Verhandlungen zwischen der Republik 
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Österreich und· der Bund.ü'srepublik Deutschland über eine 

Erwei terung des G\!(H'trages VOll, Bad KreuzYJ.<3l.ch nUT.' deshalb 

keine Aussicht auf' Er:folg haben, ,,,eil das Ver:fahre:n V'i)r 

dem Sch~edsgericht noch nicht abgeschlossen ist ? 

2) 1<lenn Sie dieser :Hei,nung );'$ind~ werden Sie die Zurücknahme 

der Iaage durch die Hepublik Österreich veraJ1.lassen ? 

J) Wie beu:l'.'teilen Sie die Aussichten bezU,glich eines deutschen 

Bei trages zur Er,,,ei terung des Umsiedler- und Vertriebenen­

entschädigungsgesetzes (UVEG) ? 
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